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In eigener Sache 

Online-Veranstaltungen des Flüchtlingsrats NRW im 
Juli 2024 
Im Juli bietet der Flüchtlingsrat NRW wieder ver-
schiedene Online-Veranstaltungen an. Für folgende 
Veranstaltungen werden bereits Anmeldungen ent-
gegengenommen: 
 
Online-Austausch: „Abschiebungen“, Dienstag, 
09.07.2024, 17:00 – 18:30 Uhr 
 
Online-Austausch: „Passbeschaffung“, Donnerstag, 
11.07.2024, 17:30 – 19:00 Uhr 
 
Online-Austausch: „Strukturen ehrenamtlicher 
Flüchtlingsarbeit“, Dienstag, 23.07.2024, 17:00 – 
18:30 Uhr 
 
Online-Schulung: „Basisseminar Asylrecht“, Dienstag, 
30.07.2024, 17:00 – 20:00 Uhr 
 
Detaillierte Beschreibungen der Online-Veranstal-
tungen können der Website des Flüchtlingsrats NRW 
entnommen werden. 
 
Flüchtlingsrat NRW fordert zum Weltflüchtlingstag 
Verantwortung für Schutzsuchende zu übernehmen 
Anlässlich des Weltflüchtlingstags hat der Flücht-
lingsrat NRW im Rahmen einer Pressemitteilung 
vom 20.06.2024 gefordert, mehr Verantwortung für 
Schutzsuchende zu übernehmen. Der Flüchtlingsrat 
NRW kritisiert, dass auf weltweit steigende Flücht-
lingszahlen sowohl auf europäischer als auch auf 
Bundesebene nicht mit Verantwortungsübernahme, 
sondern mit Abschreckung und Abschottung reagiert 
wird. Dies spiegelt sich u. a. in der Verabschiedung 
der GEAS-Reform und in Deutschland in aktuellen 
Gesetzesänderungen, die zu weitreichenden, grund-
rechtsrelevanten Einschränkungen für Schutzsu-
chende, u. a. hinsichtlich der Menschenwürde, des 
Freiheitsrechts und der Unverletzlichkeit der Woh-
nung, führen, wider. Die schwarz-grüne Landesregie-
rung hatte in ihrem Koalitionsvertrag ihre „globale 
humanitäre Verantwortung“ anerkannt und ein Lan-
desaufnahmeprogramm angekündigt, das jedoch im-
mer noch aussteht. „Verantwortung übernehmen 
heißt auch Haltung zeigen. Neben der Umsetzung ei-
nes großzügigen und umfassenden Landesaufnahme-
programms gehört dazu auch, von den Kommunen 

die Schaffung adäquater Unterbringungsplätze ein-
zufordern, anstatt zu deren Entlastung auf eine lange 
Unterbringung in teilhabefeindlichen Landesunter-
künften zu setzen. Die Botschaft muss sein: Es wer-
den weiterhin Schutzsuchende kommen – und wir 
stehen bereit für eine gute Aufnahme!“, sagte Nau-
joks.  
 
Flüchtlingsrat NRW zum Arbeitsmarktzugang ukrai-
nischer Flüchtlinge 
Im Rahmen eines Beitrags auf WDR 5 vom 
18.06.2024 erläutert Birgit Naujoks, Geschäftsführe-
rin des Flüchtlingsrats NRW, die Voraussetzungen für 
einen guten Einstieg ukrainischer Schutzsuchender 
in den deutschen Arbeitsmarkt. Insbesondere seien 
das Erlernen der deutschen Sprache, die Anerken-
nung vorhandener Abschlüsse und die Orientierung, 
z. B. hinsichtlich des Ablaufs von Bewerbungen, er-
forderlich. Naujoks spricht sich dafür aus, Flüchtlin-
gen aus der Ukraine zunächst ein gutes Ankommen 
in Deutschland und damit die Vorbereitung auf eine 
qualifizierte Beschäftigung zu ermöglichen. 
 
Flüchtlingsrat NRW kritisiert Auslagerung von Asyl-
verfahren 
In einem Artikel in der Frankfurter Rundschau vom 
05.06.2024 kritisierte Birgit Naujoks, Geschäftsführe-
rin des Flüchtlingsrats NRW, die auch unter deut-
schen Politikerinnen geführte Diskussion über Plä-
nen zur Auslagerung von Asylverfahren in Drittstaa-
ten. Laut Naujoks seien solche Modelle „nicht nur 
rechtlich problematisch, sondern auch moralisch ver-
werflich“. Jede Beeinträchtigung des Asylgrundrechts 
sei „eine Niederlage für unsere Gesellschaft, unseren 
Rechtsstaat und unsere Demokratie“. Naujoks be-
tonte zudem die uneingeschränkte Geltung des indi-
viduellen Grundrechts auf Asyl und warnt vor einer 
zunehmend entmenschlichten und lediglich auf Zah-
len ausgerichteten Flucht- und Migrationsdebatte.  
 
Flüchtlingsrat NRW zur geplanten Flüchtlingsunter-
kunft in Hattingen 
In einem Beitrag der Sendung Lokalzeit im WDR vom 
11.06.2024 äußerte sich Birgit Naujoks, Geschäfts-
führerin des Flüchtlingsrats NRW, zur geplanten 
neuen Flüchtlingsunterkunft in Hattingen. Das vorge-
sehene Gebäude, das bisher als Swingerclub genutzt 
wurde, sei aufgrund seiner Festbauweise anderen 

https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20240620_PM_Weltfluechtlingstag_2024.pdf
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/fluechtlingsrat-nrw-zum-arbeitsmarktzugang-ukrainischer-fluechtlinge.html
https://www.fr.de/politik/migration-ministerin-schulze-auslagerung-asylverfahren-asylstreit-europawahl-flucht-zr-93110367.html
https://www.ardmediathek.de/video/lokalzeit-aus-dortmund/lokalzeit-aus-dortmund-oder-11-06-2024/wdr-dortmund/Y3JpZDovL3dkci5kZS9CZWl0cmFnLXNvcGhvcmEtMGVlNjlhNzktNDMxNC00YzE3LWJmM2UtMmI4YWQ4MmMxZWM1
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Unterbringungsformen, wie z. B. Wohncontainern, 
vorzuziehen. Naujoks warnte jedoch vor möglicher 
Stigmatisierung und betonte, dass es wichtig sei, 

transparent über die Vorgeschichte des Gebäudes zu 
informieren, um Bedenken seitens der unterzubrin-
genden Personen auszuräumen. 

 Aus aktuellem Anlass 

UNCHR Global Trends Report 2023  
Der UNHCR hat am 13.06.2024 seinen Global Trends 
Report 2023 veröffentlicht. Dem Bericht ist zu ent-
nehmen, dass Ende 2023 schätzungsweise 117,3 Mil-
lionen Menschen aufgrund von Verfolgung, Konflik-
ten, Gewalt, oder Menschenrechtsverletzungen ge-
waltsam vertrieben waren und damit 8 % (8,8 Mio.) 
mehr als Ende 2022. Diese Zahl umfasst Flüchtlinge, 
Asylsuchende, andere Personen, die internationalen 
Schutz benötigen, und Binnenvertriebene. Insgesamt 
waren Ende 2023 1,5 % der Weltbevölkerung vertrie-
ben, fast doppelt so viele Menschen wie vor zehn 
Jahren. Laut UNHCR hat sich dieser Anstieg auch in 
den ersten vier Monaten des Jahres 2024 fortge-
setzt, sodass die Zahl der Vertriebenen bis Ende April 
2024 wahrscheinlich 120 Millionen übersteigt. Die 
weltweite Zahl der Flüchtlinge sei im Jahr 2023 um 7 
% auf 43,4 Millionen gestiegen, darunter fallen 
Flüchtlinge unter dem Mandat des UNHCR (31,6 
Mio.), palästinensische Flüchtlinge unter dem Man-
dat der UNRWA (6 Mio.) sowie andere Personen, die 
internationalen Schutz benötigen (5,8 Mio.). Diese 
Zunahme sei u. a. auf neue Vertreibungen aus dem 
Sudan sowie auf aktualisierte Flüchtlingszahlen in 
Ländern wie Iran, Pakistan und Deutschland zurück-
zuführen. Die Zahl der neu gestellten Asylanträge 
stieg im Jahr 2023 auf 3,6 Millionen. Mit insgesamt 
1,2 Millionen wurden die meisten Asylanträge in den 
USA gestellt, gefolgt von Deutschland mit 329.100, 
Ägypten mit 183.100, Spanien mit 163.200 und Ka-
nada mit 146.800 Anträgen. Gleichzeitig sank die Ge-
samtzahl der Menschen, die internationalen Schutz 
suchten, um 17 % auf 5,6 Millionen, vor allem auf-
grund der geringeren Anzahl von Ukrainerinnen, die 
vorübergehenden Schutz in europäischen Ländern 
beantragten. Ende 2023 waren 58 % der Vertriebe-
nen innerhalb ihres eigenen Landes auf der Flucht. 
Wie aus dem Bericht hervorgeht, stieg die Zahl der 
Binnenvertriebenen laut dem Internal Displacement 
Monitoring Centre zum Stand Ende 2023 aufgrund 
von Konflikten um 5,8 Millionen auf 68,3 Millionen. 
69 % der Menschen, die aus ihrem Land flohen, 
suchten in einem Nachbarland Schutz. Länder wie 
der Tschad, die Demokratische Republik Kongo, Äthi-

opien, Sudan und Uganda, die lediglich 9 % der Welt-
bevölkerung und 0,5 % des globalen BIP ausmach-
ten, beherbergten 17 % der Flüchtlinge. 28 % der 
Flüchtlinge wurden von Ländern mit unteren-mittle-
rem Einkommen wie Bangladesch, der Islamischen 
Republik Iran, Libanon und Pakistan aufgenommen. 
Länder mit oberen-mittlerem Einkommen, darunter 
Kolumbien, Jordanien und die Türkei, beherbergten 
30 % und Länder, die den größten Teil des globalen 
Wohlstands ausmachen, 25 % der Flüchtlinge. 
Deutschland ist mit 2,7 Millionen Flüchtlingen das 
Land mit der viertgrößten Flüchtlingspopulation. An 
erster Stelle steht der Iran mit 3,8 Millionen Schutz-
suchenden, gefolgt von der Türkei (3,3 Mio.) und Ko-
lumbien (2,9 Mio.). 
 
Verhandlungen mit Usbekistan über Abschiebungen 
afghanischer Staatsangehöriger  
Die Frankfurter Rundschau berichtete in einem Arti-
kel vom 17.06.2024, dass das Bundesinnenministe-
rium (BMI) laut einem Beitrag des Spiegel vom 
16.06.2024 in Folge der Ankündigung von Bundes-
kanzler Olaf Scholz, Rückführungen von Schwerstkri-
minellen nach Afghanistan und Syrien wieder zu er-
möglichen, Gespräche mit Usbekistan über die Ab-
schiebung von afghanischen Staatsangehörigen aus 
Deutschland führe. So sollen direkte Verhandlungen 
mit den Taliban über Abschiebungen nach Afghanis-
tan, die Deutschland kurz vor deren Machtüber-
nahme im Sommer 2021 ausgesetzt hatte, umgan-
gen werden. Eine Delegation des BMI habe letzte 
Woche in Taschkent der usbekischen Regierung vor-
geschlagen, aus Deutschland abzuschiebende afgha-
nische Staatsangehörige zunächst nach Taschkent zu 
bringen, um sie von dort aus mit der privaten Flugge-
sellschaft „KamAir“ weiter nach Kabul zu fliegen. Die 
usbekische Regierung habe unter der Voraussetzung 
eines formellen Migrationsabkommens mit Deutsch-
land, das auch die Einreise von usbekischen Fach-
kräften nach Deutschland regeln soll, in Aussicht ge-
stellt, als Transit-Land zu agieren. Daher sei geplant, 
dass Dr. Joachim Stamp (FDP), der Sonderbeauf-
tragte der Bundesregierung für Migrationsabkom-
men, Ende Juni für entsprechende Verhandlungen 

https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Zahlen_und_Fakten/20240613_UN_global-trends-report-2023.pdf
https://www.fr.de/politik/mannheim-abschiebungen-afghanistan-faeser-ampel-regierung-scholz-taliban-kritik-gespraeche-zr-93132935.html
https://www.fr.de/politik/mannheim-abschiebungen-afghanistan-faeser-ampel-regierung-scholz-taliban-kritik-gespraeche-zr-93132935.html
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nach Usbekistan reist. Vor allem von Seiten der Grü-
nen sei Kritik an einer Wiederaufnahme der Abschie-
bungen geäußert worden. So habe Anton Hofreiter 
im Rahmen der ZDF-Talkshow Markus Lanz betont, 
dass die Bundesregierung nicht mit einer „islamisti-
schen Terrorbande“ verhandeln dürfe. Dem Spiegel 

zufolge stehe auch das Auswärtige Amt dem Vorha-
ben kritisch gegenüber, da es befürchte, dass die ab-
geschobenen Personen in ihrer Heimat Repressalien 
ausgesetzt sein könnten.

Europa 

Bericht zu Gewalt gegen Flüchtlinge an der marok-
kanisch-spanischen Grenze  
Mit Pressemitteilung vom 18.06.2024 informierte 
Pro Asyl über einen Bericht (Stand: Juni 2024) der in-
ternationalen Organisation Border Forensics, der 
neue Beweise für die Verantwortung spanischer und 
marokkanischer Behörden für das gewaltsame Vor-
gehen gegen rund 2.000 Schutzsuchende, die am 
24.06.2022 versuchten, den Grenzzaun zwischen der 
marokkanischen Stadt Nador und der spanischen En-
klave Melilla zu überwinden, liefern soll. Die forensi-
sche Analyse zeige, dass marokkanische Grenzbeam-
tinnen an diesem Tag bewusst Migrantinnen in die 
Nähe des Grenzübergangs gelassen und sie dann un-
ter Androhung von Gewalt zum Grenzposten Barrio-
Chino gedrängt hätten. Dort seien die Flüchtlinge der 
Gewalt marokkanischer und spanischer Beamtinnen 
ausgesetzt gewesen, woraufhin einige versucht hät-
ten, über den zehn Meter hohen Grenzzaun zu flie-
hen. Laut der Marokkanischen Vereinigung für Men-
schenrechte (AMDH) sei davon auszugehen, dass bei 
diesem Ereignis mindestens 27 Person ums Leben 
kamen, mehr als 70 würden bis heute vermisst. Die 
meisten Menschen seien dabei in dem von Marokko 
kontrollierten Hof des Grenzpostens gestorben. Die 
spanischen Grenzbeamtinnen hätten die fliehenden 
Migrantinnen zurück nach Marokko gedrängt, ob-
wohl sie gewusst hätten, dass diese dort extremer 
Gewalt ausgesetzt sein würden. Bisher sei Border Fo-
rensics zufolge weder von marokkanischer noch von 
spanischer Seite ein ernsthafter Aufklärungsversuch 
der Geschehnisse erfolgt. Viele Tote und Vermisste 
seien nicht identifiziert und Überlebende sogar von 
der marokkanischen Justiz verfolgt worden. Pro Asyl 
fordert daher gemeinsam mit Border Forensics eine 
umfassende Aufklärung des Vorfalls und ein Ende 
der EU-Grenzkooperation mit Marokko. 
 
EU-Mitgliedstaaten begrüßen Vorschlag zur Verlän-
gerung des temporären Schutzes 
Wie einer Pressemitteilung des Europäischen Rates 
vom 13.06.2024 zu entnehmen ist, unterstützen die 

EU-Mitgliedstaaten den Vorschlag einer Verlänge-
rung des temporären Schutzes für über 4 Millionen 
ukrainische Flüchtlinge bis zum 04.03.2026. Die von 
der EU-Kommission vorgeschlagene Verlängerung 
begründe sich durch die unsichere Lage in der Ukra-
ine und betreffe die gleichen Personengruppen wie 
die ursprüngliche Entscheidung von 2022. Der Rat 
werde die Entscheidung zur Verlängerung des vo-
rübergehenden Schutzes formell verabschieden, so-
bald die rechtliche Überprüfung und die Überset-
zung in alle EU-Sprachen erfolgt seien. 
 
Forderungen nach Schiffskatastrophe vor Pylos  
Wie Pro Asyl mit Pressemitteilung vom 13.06.2024 
berichtete, habe ein Gruppe Überlebender der 
Schiffskatastrophe vor Pylos vor einem Jahr, bei der 
über 600 Menschen ertranken, bei einem Empfang 
im Bundestag am 12.06.2024 die Verurteilung der 
Verantwortlichen, die Bergung und Identifizierung 
der Leichen sowie eine menschenwürdige Aufnahme 
der Überlebenden gefordert. Laut Karl Kopp, Ge-
schäftsführer von Pro Asyl, ist der Schiffsbruch vor 
Pylos kein Unglück, sondern eine vermeidbare Kata-
strophe gewesen. So würden Beweise eindeutig zei-
gen, dass Griechenland über 15 Stunden hinweg Ret-
tungsmaßnahmen verweigert habe. Pro Asyl kriti-
siert zudem, dass die Überlebenden der Schiffskata-
strophe weder in Griechenland noch in Deutschland 
angemessene medizinische und therapeutische Ver-
sorgung erhalten würden. Die Asylverfahren gingen 
nur langsam voran, und die meisten Überlebenden 
in Deutschland hätten bislang noch keinen Aufent-
haltsstatus. Auch die juristische Aufarbeitung der Ka-
tastrophe verlaufe stockend. Die Staatsanwaltschaft 
am Marinegericht von Piräus habe zwar Vorermitt-
lungen gegen die griechische Küstenwache eingelei-
tet, diese seien jedoch noch nicht abgeschlossen. 
Auch die Verantwortung von Frontex bei dem Vorfall 
sei bisher nicht geklärt.  
 
 

https://www.proasyl.de/pressemitteilung/zwei-jahre-nach-melilla-nador-neue-beweise-fuer-verantwortung-marokkanischer-und-spanischer-behoerden-an-gewaltexzessen-gegen-schutzsuchende/
https://www.borderforensics.org/investigations/nadormelilla/
https://www.consilium.europa.eu/en/press/press-releases/2024/06/13/ukrainian-refugees-eu-member-states-welcome-the-proposal-to-extend-temporary-protection/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/ein-jahr-nach-der-schiffskatastrophe-vor-pylos-weder-gerechtigkeit-noch-menschenwuerdige-aufnahme-fuer-die-ueberlebenden/
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EU-Kommission legt Umsetzungsplan für EU-Asylre-
form vor 
Wie einer Pressemitteilung der Europäischen Kom-
mission vom 12.06.2024 zu entnehmen ist, hat diese 
am gleichen Tag den Umsetzungsplan (Stand: 
12.06.2024) für den am 11.06.2024 in Kraft getrete-
nen Pakt über Migration und Asyl angenommen, in 
dem die wichtigsten Etappenziele festgelegt sind, die 
alle Mitgliedstaaten erreichen müssen, um die 
neuen Rechtsvorschriften ab Mitte 2026 erfolgreich 
anzuwenden. Der gemeinsame Umsetzungsplan ent-
hält eine Vorlage für die nationalen Umsetzungs-
pläne, die von den Mitgliedstaaten bis zum 
12.12.2024 vorgelegt werden sollen. Die Kommission 
und EU-Agenturen wollen die Mitgliedstaaten wäh-
rend des gesamten Prozesses operativ, technisch 
und finanziell unterstützen. In diesem Rahmen sollen 
auch spezielle Unterstützungsteams der Kommission 
die Hauptstädte aller Mitgliedstaaten besuchen, um 
bei der Ausarbeitung der nationalen Umsetzungs-
pläne zu helfen.  
 
 
 

Inbetriebnahme des ersten italienischen Aufnah-
mezentrums in Albanien angekündigt 
In einem Artikel vom 06.06.2024 berichtete das 
Migazin, dass die italienische Ministerpräsidentin Gi-
orgia Meloni und ihr albanischer Amtskollege Edi 
Rama am 05.06.2024 in Shengjin für August die Fer-
tigstellung des dortigen Aufnahmezentrums für von 
den italienischen Behörden in internationalen Ge-
wässern an Bord genommene Flüchtlinge bekannt 
gegeben haben. Informationen darüber, wann der 
Bau des zweiten Lagers in der albanischen Stadt Gja-
der abgeschlossen werde, habe es nicht gegeben. In 
den beiden Aufnahmezentren sollen zusammen 
etwa 36.000 Menschen pro Jahr untergebracht wer-
den können. In dem Zentrum in der Hafenstadt 
Shengjin sollen die Flüchtlinge zunächst medizinisch 
untersucht und eine erste Prüfung ihrer Chancen auf 
Asyl durchgeführt werden. Anschließend sollen sie in 
dem sieben Kilometer entfernten Aufnahmezentrum 
in Gjader untergebracht werden. Die Opposition in 
Rom zweifle die Rechtmäßigkeit des Vorhabens an 
und kritisiere mögliche schlechte Bedingungen in 
den Lagern. Sie bezeichne das Projekt als „italieni-
sches Guantánamo“. 
 

Deutschland 

Ergebnisse der MPK 
Wie dem vorläufigen Ergebnisprotokoll der Minis-
terpräsidentenkonferenz (MPK) vom 20.06.2024 zu 
entnehmen ist, haben die Regierungschefinnen der 
Länder und der Bundeskanzler ihr Ziel bekräftigt, 
weiterhin „klare und zielgerichtete Maßnahmen ge-
gen unkontrollierte Zuwanderung zu ergreifen, die 
wirksam für Entlastung sorgen und den irregulären 
Zuzug unterbinden“ sollen. Die Bundesregierung 
wird gebeten, basierend auf einem Sachstandsbe-
richt (Stand: 20.06.2024) des Bundesinnenministeri-
ums konkrete Modelle für die Durchführung von 
Asylverfahren in Transit- und Drittstaaten zu erarbei-
ten, und dabei insbesondere auch dafür erforderli-
che Änderungen in der EU-Regulierung sowie im na-
tionalen Asylrecht anzugehen. Die Bundesregierung 
hatte in diesem Zusammenhang eine Reihe von An-
hörungen mit Sachverständigen mit verschiedener 
fachlicher Expertise durchgeführt, deren schriftliche 
Stellungnahmen dem Bundeskanzler und den Regie-
rungschefinnen für die Besprechungen im Rahmen 
der MPK vorgelegt wurden. Aus dem Ergebnisproto-

koll der MPK geht zudem hervor, dass die Regie-
rungschefinnen die Ankündigung des Bundeskanzlers 
begrüßen, Personen, die schwere Straftaten bege-
hen, sowie terroristische Gefährderinnen auch nach 
Syrien und Afghanistan abzuschieben. Aufgrund der 
aktuellen Migrationslage müsse der Bund zudem die 
bestehenden Grenzkontrollen bis zur nachhaltigen 
Sicherung der EU-Außengrenzen weiter aufrecht-
erhalten. Zur Gewährleistung einer bundesweit mög-
lichst einheitlichen Einführung der Bezahlkarte für 
Asylsuchende haben sich die Regierungschefinnen 
der Länder darauf geeinigt, dass für notwendige Aus-
gaben zur Bedarfsdeckung, die nicht mit der Karte 
bezahlt werden können, ein Bargeldbetrag von 50 
Euro für jede volljährige Person zur Verfügung ge-
stellt oder die Möglichkeit von begrenzten Bar-
geldabhebungen mit der Karte eröffnet werden soll. 
Im Anschluss an die MPK hat Birgit Naujoks, Ge-
schäftsführerin des Flüchtlingsrats NRW, im Rahmen 
eines Artikels der Rheinischen Post vom 21.06.2024 
die Pläne zur Auslagerung von Asylverfahren kriti-
siert. Sie bemängelt, dass der Begriff „Verantwor-

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_24_3161
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=COM%3A2024%3A251%3AFIN
https://www.migazin.de/2024/06/06/meloni-fluechtlingslager-in-albanien-ab-august-bereit/
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Entwicklungen_Asyl_Aufenthaltsrecht/20240624_MPK_Ergebnisprotokoll.pdf
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2024/mpk/mpk-sachstandsbericht-asylverfahren-in-drittstaat.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/2024/mpk/mpk-sachstandsbericht-asylverfahren-in-drittstaat.pdf?__blob=publicationFile&v=3
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/migration/asyl-fluechtlingsschutz/asyl-fluechtlingspolitik/mpk-asylantraege-drittstaaten-artikel.html#doc21231622bodyText2
https://rp-online.de/nrw/landespolitik/reaktionen-aus-nrw-zu-ergebnissen-der-mpk_aid-114807041
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tung“ nur noch im Zusammenhang mit Abschiebun-
gen auftauche, während eine verantwortungsvolle 
Durchführung von Asylverfahren vernachlässigt 
werde. Zur mehrheitlichen Einigung der Bundeslän-
der auf einen Barbetrag von 50 Euro im Monat äu-
ßerte Naujoks, dies sei ein „absolutes Unding“, da 
viele Einkaufsmöglichkeiten, auf die Asylsuchende 
angewiesen seien, keine Kartenzahlung ermöglich-
ten, beispielsweise Märkte, Trödelmärkte und Klei-
derkammern. Bargeld sei auch für kleine Ausgaben 
notwendig, etwa für Taschengeld der Kinder bei 
Klassenfahrten. „Von Diskriminierungsfreiheit kann 
da keine Rede sein. Ich hätte von Nordrhein-Westfa-
len – nach dem, was vorhergesagt wurde – erwartet, 
dass man dagegen stimmt. Offensichtlich setzt sich 
der grüne Part in der Landesregierung da nicht rich-
tig durch“, sagte Naujoks. In einem Offenen Brief 
vom 19.06.2024 hatten sich 309 Organisationen und 
Initiativen, darunter auch der Flüchtlingsrat NRW, 
mit der Forderung an den Bundeskanzler und die Mi-
nisterpräsidentinnen gewandt, sich klar gegen Pläne 
zur Auslagerung von Asylverfahren in Drittstaaten zu 
positionieren. Ein solches Vorhaben ist laut Organi-
sationen in der Praxis ineffektiv, teuer, gefährdet die 
Rechtsstaatlichkeit und führt zu schweren Men-
schenrechtsverletzungen sowie Angst und Verzweif-
lung unter den Betroffenen. Die Organisationen be-
tonen, dass eine zukunftsfähige Gesellschaft Vielfalt, 
Offenheit und ein konsequentes Einstehen für Men-
schenrechte braucht.  
 
Forderungen zur IMK 
Im Rahmen der Innenministerinnenkonferenz (IMK) 
von Bund und Ländern, die vom 19.06. bis zum 
21.06.2024 in Potsdam stattfand, sind laut einer 
Pressemitteilung des Bundesinnenministeriums vom 
21.06.2024 auch „aktuelle Herausforderungen der 
Migrationspolitik“ thematisiert worden. Anlässlich 
der IMK haben zivilgesellschaftliche Organisationen, 
darunter auch die Landesflüchtlingsräte, die Innen-
ministerinnen in einem Offenen Brief vom 
04.06.2024 dazu aufgerufen, einen Abschiebungs-
stopp für den Iran und für alle jesidischen Menschen 
aus dem Irak zu beschließen. Trotz der desaströsen 
Menschenrechtslage im Iran, mit Hinrichtungen, Fol-
ter und Verfolgung von Regimekritikerinnen, werde 
ein Großteil der Asylanträge von Iranerinnen in 
Deutschland vom Bundesamt für Migration und 
Flüchtlinge (BAMF) abgelehnt. Die Gesamt-
schutzquote von iranischen Asylsuchenden sei von 
45 % im Jahr 2023 auf 39 % im ersten Quartal 2024 

gesunken. Das BAMF treffe seine Entscheidungen 
über die Bewilligung eines Asylgesuchs auf der 
Grundlage eines veralteten Lageberichts vom Aus-
wärtigen Amt aus November 2022. Die Organisatio-
nen fordern die sofortige Anfertigung eines neuen 
Lageberichts für den Iran, in dem die menschrechtli-
chen Verschärfungen aus den Jahren 2023 und 2024 
Berücksichtigung finden. Ende Februar 2024 hätten 
mehr als 8.700 ausreisepflichtige Iranerinnen in 
Deutschland gelebt, davon über 7.800 mit einer Dul-
dung. Obwohl der Deutsche Bundestag Anfang 2023 
die Verfolgung der Jesidinnen im Irak als Völkermord 
anerkannt hat, hätten einige Bundesländer damit be-
gonnen, jesidische Menschen in den Irak abzuschie-
ben. Dort befänden sie sich in einer lebensgefährli-
chen Situation. Aktuell seien in Deutschland ca. 
5.000 bis 10.000 irakische Jesidinnen von Abschie-
bungen in den Irak bedroht. Die Organisationen be-
tonen, dass Menschen, die als Überlebende eines 
Völkermords anerkannt wurden, nicht in das Land 
des Völkermords abgeschoben werden dürfen. Der 
Flüchtlingsrat NRW hatte sich am 17.06.2024 mit ei-
nem Schreiben an Ministerpräsident Wüst, Flücht-
lingsministerin Paul und Innenminister Reul gewandt 
und diese dazu aufgefordert, sich gegen die auf der 
Tagesordnung der Konferenz stehende Abschiebung 
von Straftäterinnen nach Afghanistan und Syrien ein-
zusetzen. Der Flüchtlingsrat NRW legt seine Position 
in einem gemeinsam mit dem Republikanischen An-
wältinnen- und Anwälteverein (RAV), der Neuen 
Richtervereinigung (NRV), der Arbeitsgemeinschaft 
Migrationsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV), 
Pro Asyl und den anderen Landesflüchtlingsräten 
veröffentlichten Statement dar. Abschiebungen in 
beide Staaten sind laut der Organisationen völker-
rechtswidrig, da es unter den Taliban und unter As-
sad zu Folter, willkürlichen Verhaftungen und ande-
ren schweren Menschenrechtsverletzungen kommt. 
Zudem ist die humanitäre Lage im von schweren Na-
turkatastrophen betroffenen Afghanistan und im 
kriegszerrütteten Syrien desaströs. Auch bedeutet 
die erforderliche Kooperation mit den Taliban und 
der Assad-Regierung eine faktische Anerkennung 
dieser mit internationalen Sanktionen belegten Un-
rechtsregime. Außerdem hat der Flüchtlingsrat NRW 
die Landesregierung aufgefordert, im Rahmen der 
IMK mit Nachdruck auf die Umsetzung eines bundes-
weiten Abschiebungstopps in den Iran sowie von Je-
sidinnen in den Irak hinzuwirken. 
 

https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/Offener-Brief_Menschen-schuetzen-statt-Asylverfahren-auslagern_19.06.2024_final.pdf?utm_source=ActiveCampaign&utm_medium=email&utm_content=%C3%9Cber+300+Organisationen+fordern+zum+Treffen+von+Bundeskanzler+und+Ministerpr%C3%A4sident*innen%3A+Menschen+sch%C3%BCtzen+statt+Asylverfahren+auslagern&utm_campaign=%C3%9Cber+300+Organisationen+fordern+Menschen+sch%C3%BCtzen+statt+Asylverfahren+auslagern&vgo_ee=idKlpJ2L3McA%2BT1MwxFGVh3Uh2TYaGc65Zwl31xhIlZG%3AZzy%2Fv%2BvKHEi8fJ9v%2BBESBRRrKIBiOzWP
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/kurzmeldungen/DE/2024/06/IMK.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Abschiebung_und_Ausreise/20240604_Offener-Brief-an-die-IMK_Juni_24.pdf
https://www.frnrw.de/in-eigener-sache/schreiben-des-fluechtlingsrats-nrw-an-die-landesregierung-thema-abschiebungen-auf-der-imk.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Aktionen/20240617___Gemeinsames_Statement___Abschiebungen_nach_Afghanistan_und_Syrien_verstossen_gegen_das_Voelkerrecht.pdf
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Kleine Anfrage zu Migrationsabkommen mit Dritt-
staaten 
In ihrer Antwort vom 03.06.2024 (Drucksache: 
20/11613) auf eine Kleine Anfrage Abgeordneter der 
Gruppe Die Linke zu Migrationsabkommen mit Dritt-
staaten informiert die Bundesregierung, dass bislang 
folgende Migrationsabkommen abgeschlossen wur-
den: am 05.12.2022 ein Migrations- und Mobilitäts-
partnerschaftsabkommen mit Indien, welches seit 
dem 07.03.2023 in Kraft ist, am 19.12.2023 ein Mig-
rationsabkommen mit Georgien und Marokko mit 
Beginn im Januar 2024. Ausführlichere Informatio-
nen gibt die Bundesregierung zum Abkommen mit 
Georgien: So sind seit Beginn der Partnerschaft und 
der Einstufung des Landes als „sicheres Herkunfts-
land“ die Asylantragszahlen von Januar bis April 
2024 im Vergleich zum Vorjahreszeitraum um 64,5 % 
zurückgegangen (Januar bis April 2023: 3.747 vs. Ja-
nuar bis April 2024: 1.332 Anträge). Von Januar bis 
April 2024 fanden 540 Abschiebungen nach Georgien 
auf dem Luftweg statt, im vergleichbaren Vorjahres-
zeitraum 419 Abschiebungen. Des Weiteren geht aus 
der Antwort der Bundesregierung hervor, dass der 
Sonderbevollmächtigte für Migrationsabkommen, 
Dr. Joachim Stamp, seit seinem Amtsantritt am 
01.02.2023 Gespräche mit Vertreterinnen verschie-
dener ausländischer Regierungen geführt hat, darun-
ter auch Moldau, Usbekistan, Kirgisistan, Kenia, Ko-
lumbien, Ghana und die Philippinen. Mit Moldau soll 
zeitnah eine Migrationsvereinbarung abgeschlossen 
werden. Für Usbekistan und Kirgisistan werden zur-
zeit Migrationsabkommen vorbereitet, dazu wurden 
bereits im letzten Jahr gemeinsame Absichtserklä-
rungen gefasst. Mitte Mai 2024 hat der Sonderbe-
vollmächtigte die Verhandlungen über ein umfassen-
des Migrationsabkommen mit Kenia abgeschlossen, 
welches offiziell im September 2024 unterzeichnet 
werden soll. Außerdem war er im Februar 2024 zu 
Sondierungsgesprächen in Kolumbien, in deren Rah-
men eine Kooperation bei Fragen der Migrations-
steuerung vereinbart wurde. Mit Ghana wurde im 
Rahmen eines Besuchs des Sonderbevollmächtigten 
in Accra im März 2024 eine weitere Verstetigung und 
Vertiefung der Zusammenarbeit beschlossen. Anfang 
März 2024 wurde zudem mit der Republik der Philip-
pinen der Prozess der Weiterentwicklung hin zu ei-
ner umfassenden Migrationspartnerschaft begon-
nen. Die Auswahl der Staaten für Migrationsabkom-
men erfolge nach migrationspolitischen, arbeits-
markt-, entwicklungs- und geopolitischen Erwägun-

gen. Die Bundesregierung schätzt die Menschen-
rechtslage und die Rechtsstaatlichkeit in Ägypten, 
das von der EU mit einem 7,4 Mrd. Euro starken Fi-
nanz- und Investitionspaket unterstützt wird, als be-
denklich ein. So seien der Schutz der Grundrechte, 
insbesondere das Recht auf freie Meinungsäußerung 
und Versammlung, stark eingeschränkt und der Bun-
desregierung seien auch Berichte über politische Ge-
fangene bekannt. Das EU-Finanzpaket für Ägypten ist 
der Bundesregierung zufolge jedoch an politische 
Vorbedingungen geknüpft, die Fortschritte bei der 
Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechten erfordern. 
 
Antiziganistische Übergriffe in Deutschland  
Laut einer Pressemitteilung der Melde- und Informa-
tionsstelle Antiziganismus (MIA) vom 17.06.2024 hat 
diese am gleichen Tag ihren Bericht zu antiziganisti-
schen Vorfällen in Deutschland im Jahr 2023 vorge-
stellt. Die MIA habe für 2023 insgesamt 1.233 anti-
ziganistische Vorfälle erfasst, was eine deutliche 
Steigerung im Vergleich zum Vorjahr (621 Vorfälle) 
erkennen lasse. Grund dafür sei zum einen der 
Rechtsruck in Deutschland, zum anderen aber auch 
der wachsende Bekanntheitsgrad der MIA und die 
damit einhergehende vermehrte Meldung antiziga-
nistischer Übergriffe. Es gebe jedoch immer noch ein 
großes Dunkelfeld an Vorfällen. Im Jahr 2023 sei eine 
alarmierende Zunahme extremer Gewalt gegenüber 
Betroffenen verzeichnet worden (10 Vorfälle 2023 
im Vergleich zu einem 2022). Romani Rose, Vorsit-
zender des Zentralrats Deutscher Sinti und Roma, 
kritisierte im Rahmen der Pressemitteilung den zu-
nehmenden Hass und die Hetze in der Gesellschaft, 
die diese Gewalt begünstige. So würden, wie aus 
dem Bericht hervorgeht, verbale Stereotypsierungen 
mit 600 Fällen die meistregistrierte Art an Übergrif-
fen auf Betroffene im Jahr 2023 bilden. Auch institu-
tioneller Antiziganismus stelle zunehmend ein Prob-
lem dar. So seien 2023 etwa ein Viertel der insge-
samt 502 dokumentierten antiziganistischen Diskri-
minierungsvorfälle von staatlichen Institutionen, in 
etwa 80 Fällen unter Beteiligung von Polizeibeamtin-
nen, verantwortet worden. Dr. Mehmet Daimagüler, 
Beauftragter der Bundesregierung gegen Antiziganis-
mus und für das Leben der Sinti und Roma in 
Deutschland, erklärte, dass es sich bei drei der doku-
mentierten Vorfälle extremer Gewalt um Polizeiein-
sätze handelte und mahnte: „Der Polizei kommt in 
unserem Rechtsstaat eine große Verantwortung zu. 
Sie soll über die Einhaltung der Gesetze wachen. Sie 
soll die Menschen schützen. Für Sinti* und Roma* 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/116/2011613.pdf
https://www.antiziganismus-melden.de/2024/06/17/melde-und-informationsstelle-antiziganismus-mia-veroeffentlicht-2-jahresbericht-zu-antiziganistischen-vorfaellen-in-deutschland-die-vorfallzahl-hat-sich-im-vergleich-zum-vorjahr-beinahe-verdoppelt/
https://www.antiziganismus-melden.de/wp-content/uploads/2024/06/MIA-JB-2023-Internet.pdf
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sieht die Realität leider oft anders aus.“ Die MIA for-
dert daher von Innenministerien und Polizeibehör-
den, tiefgreifende Maßnahmen gegen Antiziganis-
mus bei der Polizei zu ergreifen. 

Kleine Anfrage zur Invasion der Türkei in Südkurdis-
tan/Nordirak 
Die Bundesregierung hat mit Antwort vom 
29.05.2024 (Drucksache: 20/11568) auf eine Kleine 
Anfrage Abgeordneter der Gruppe Die Linke Infor-
mationen zur Invasion der Türkei in Südkurdis-
tan/Nordirak gegeben. Daraus geht u. a. hervor, dass 
die Bundesregierung die politische und Sicherheits-
lage im Irak genau beobachte und besorgt über die 
Situation im Nordirak sei. Im Dialog mit der Türkei 
betone sie die Notwendigkeit völkerrechtskonformer 
Maßnahmen, insbesondere bei Aktionen gegen die 
PKK. Sie setze sich aktiv für die jesidische Gemein-
schaft im Irak ein, auch durch Stabilisierungs- und 
Entwicklungszusammenarbeit, orientiert am Bundes-
tagsbeschluss von 2023, der die Verbrechen des IS 
gegen die Jesidinnen als Völkermord einstuft. Auf die 
Frage, ob die Bundesregierung einen kollektiven 
Schutz der schätzungsweise 5.000 bis 10.000 von Ab-
schiebung bedrohten irakische Jesidinnen in 
Deutschland angesichts der weiteren bevorstehen-
den Militäraktionen der Türkei in Südkurdis-
tan/Nordirak für angebracht halte, führt diese aus, 
dass das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
seit Ende 2017 keine Gruppenverfolgung mehr an-
nimmt und die individuelle Schutzbedürftigkeit von 

Antragstellenden im Rahmen der Einzelfallentschei-
dung des Asylverfahrens berücksichtigt wird.  
 
Kleine Anfrage zu Darstellungen der „Ausländerkri-
minalität“ in der PKS  
In ihrer Antwort (Drucksache: 20/11793) vom 
12.06.2024 auf eine Kleine Anfrage Abgeordneter 
der Gruppe die Linke gibt die Bundesregierung wei-
terführende Informationen zu Darstellungen soge-
nannter „Ausländerkriminalität“ im Zusammenhang 
mit der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS). Neben 
der Klärung einiger in der PKS erfassten Kategorien 
und detaillierteren Erläuterungen der im Bereich 
„Ausländerkriminalität“ erfassten Straftaten räumt 
die Bundesregierung in ihrer Antwort u. a. ein, dass 
der Anstieg der absoluten Zahl nichtdeutscher Tat-
verdächtiger vom PKS-Berichtsjahr 2022 auf das PKS-
Berichtsjahr 2023 merklich geringer ausfällt, wenn 
die Zahlen der nichtdeutschen Tatverdächtigen ins 
Verhältnis zur Größe der nichtdeutschen Wohnbe-
völkerung der Jahre 2022 und 2023 gesetzt werden. 
Der Anstieg der Zahl Nichtdeutscher in der Bevölke-
rung könnte daher einen Erklärungsbeitrag zur Stei-
gerung der nichtdeutschen Tatverdächtigenzahlen 
leisten. Eine „bereinigte Statistik“ für nichtdeutsche 
Tatverdächtige wird aktuell nicht erstellt, da auch 
Personen ohne Wohnsitz in Deutschland als nicht-
deutsche Tatverdächtige registriert werden können 
und die nichtdeutsche Wohnbevölkerung daher im 
statistischen Sinne keine valide Basis für die nicht-
deutschen Tatverdächtigen darstellt. 

Nordrhein-Westfalen 

Verordnung zur Zuständigkeit für Asylverfahren in 
NRW nach Herkunftsland  
Laut einem Verordnungsentwurf des Ministeriums 
der Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen sollen die 
verwaltungsgerichtlichen Zuständigkeiten für Rechts-
streitigkeiten nach dem Asylgesetz (AsylZustVO) zu-
künftig in Abhängigkeit des Herkunftsstaats der asyl-
suchenden Person auf die sieben Verwaltungsge-
richte (VG) in NRW aufgeteilt werden. Die 22 Haupt-
herkunftsländer, darunter Syrien und Irak, sollen da-
von ausgenommen und weiterhin von allen VG bear-
beitet werden. Das VG Aachen soll sich zukünftig auf 
Ostafrika spezialisieren, das VG Arnsberg auf Westaf-
rika, das VG Düsseldorf auf Süd- und Südostasien, 
das VG Gelsenkirchen auf europäische Länder sowie 
Streitigkeiten staatenloser Personen, für die keine 

Zuständigkeit begründet wird, das VG Köln auf nord-
afrikanische Staaten und den Nahen Osten, das VG 
Minden auf das südliche Afrika, Süd- und Nordame-
rika sowie osteuropäische Staaten und den Irak und 
das VG Münster auf Indien, Sri Lanka und Bangla-
desch. Für anhängige Verfahren der Herkunftsstaa-
ten Georgien und Irak soll die aktuell geltende ge-
setzliche Zuständigkeit den entsprechenden VG ver-
bleiben. Durch diese Spezialisierung soll die Verfah-
rensdauer von aktuell 17,6 Monaten weiter verkürzt 
werden. Der Entwurf wurde vom schwarz-grünen Ka-
binett beschlossen und soll noch vor der Sommer-
pause verabschiedet werden. Der Republikanische 
Anwältinnenverein (RAV) hat den Entwurf in einer 
Stellungnahme vom 07.06.2024 abgelehnt, da dieser 
einen weiteren Schritt der Ausweitung des gesonder-
ten asylbezogenen Prozessrechts darstelle, das den 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/115/2011568.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/117/2011793.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Abschiebung_und_Ausreise/20240604__Verordnungsentwurf.pdf
https://www.rav.de/fileadmin/user_upload/rav/Stellungnahmen/240607_RAV_StN_Zust%C3%A4ndigkeitsVO_VerwG_AsylV.pdf
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Zugang zu Recht erschwere und nicht geeignet sei, 
die Qualität asylgerichtlicher Entscheidungen zu ver-
bessern. So würden durch die Zuständigkeitskon-
zentration die anwaltliche Vertretung erschwert und 
hohe zusätzliche Kosten für Asylsuchende verur-
sacht, u. a., da die Prozesskostenhilfe oft nur für 
ortsansässige Anwältinnen gewährt werde. Sie hät-
ten dann die Wahl, entweder einen Rechtsbeistand 
in der Nähe des Gerichts zu suchen und mehrfach 
weite Anreisewege zu Beratungsterminen in Kauf zu 
nehmen, oder die nicht von der Prozesskostenhilfe 
gedeckten Kosten selbst zu tragen. Zudem sei die 
Dauer der Sachbearbeitung in erster Linie abhängig 
von der Auslastung der Kammern und durch eine 
Spezialisierung auf Herkunftsländer nicht zu be-
schleunigen. Die Gerichte seien bereits durch die 
hohe Fehlerquote der behördlichen Entscheidungen 
und aufgrund behördlicher Untätigkeit belastet, was 
eine längere Verfahrensdauer nach sich ziehe. Eine 
Entlastung könne daher u. a. durch Qualitätsverbes-
serungen beim BAMF und durch eine Stärkung der 
Asylverfahrensberatungen erreicht werden. Zudem 
erhöhe die Reduzierung auf ein zuständiges Gericht 
die Gefahr von Fehlentscheidungen. Der RAV for-
dert, statt einer schnelleren Bewältigung der Asyl-
verfahren die Sicherung der bestmöglichen Qualität 
von Entscheidungen in den Vordergrund zu stellen. 
Auch der Flüchtlingsrat NRW hat in einer Stellung-
nahme vom 07.06.2024 ähnliche Bedenken geäußert 
und die geplante Verordnung abgelehnt. 
  
Jahresbilanz rechter Angriffe in NRW für das Jahr 
2023 
Die Opferberatung Rheinland (OBR) und BackUp, Be-
ratung für Betroffene rechtsextremer, rassistischer 
und antisemitischer Gewalt in NRW, haben am 
11.06.2024 ein Hintergrundpapier zu ihrem Monito-
ring rechter Gewalt für das Jahr 2023 veröffentlicht, 
nach dem rechte Angriffe in NRW trotz eines Rück-

gangs von 4,3 % im Vergleich zu 2022 auf einem kon-
stant hohen Niveau verblieben sind. Dabei sei Rassis-
mus im Jahr 2023 das häufigste Tatmotiv, es sei je-
doch auch ein deutlicher Anstieg antisemitischer Ge-
walt verzeichnet worden. Für das Jahr 2023 re-
gistrierten die spezialisierten Beratungsstellen in 
NRW 355 rechte, rassistische, antisemitische und an-
dere menschenfeindliche Gewalttaten mit mindes-
tens 452 direkt betroffenen Menschen, darunter 17 
Kinder und Jugendliche.  

 
Initiativen gegen die Bezahlkarte 
In einem gemeinsamen Aufruf „Die beste Bezahl-
karte ist das Bankkonto“ vom 19.06.2024 haben ver-
schiedene Münsteraner Wohlfahrtsverbände und so-
ziale Organisationen die Einführung der Bezahlkarte 
abgelehnt. Nahezu alle Flüchtlinge in Münster hätten 
ein Bankkonto, welches die einfachste, kostengüns-
tigste und effektivste Form der finanziellen Teilhabe 
biete. Eine zusätzliche Bezahlkarte sei daher nicht 
nur überflüssig, sondern auch kontraproduktiv, da 
sie zur Entrechtung von Flüchtlingen führe, ihre 
Selbstbestimmung einschränke, ihre Integration und 
Teilhabe erschwere und zudem verwaltungsaufwän-
dig und teuer sei. Daher bitten die Organisationen 
die Stadt Münster sich per Ratsbeschluss deutlich ge-
gen die Einführung einer Bezahlkarte zu positionie-
ren und sich überregional und auf Landesebene für 
das Bankkonto, statt einer Bezahlkarte einzusetzen.  
Bereits am 12.04.2024 hatten sich Unterstützerinnen 
der Kölner Kampagne „Selbstbestimmung statt Be-
zahlkarte“ in einem Schreiben an die Fraktionen des 
Rats der Stadt Köln und des Landtags NRW gewandt 
und darum gebeten, die Einführung der restriktiven 
und diskriminierenden Bezahlkarte für Flüchtlinge 
abzulehnen. Eine zur Kampagne gehörende Online-
Petition kann sowohl von Einzelpersonen als auch 
von Institutionen unterzeichnet werden.  

Rechtsprechung und Erlasse 

EuGH: Keine automatische Anerkennung der 
Flüchtlingseigenschaft zwischen EU-Staaten 
Am 18.06.2024 hat der Europäische Gerichtshof 
(EuGH) in der Rechtssache C‑753/22 entschieden, 
dass eine nationale Behörde zwar nicht verpflich-
tet ist, einer Schutzsuchenden die Flüchtlingsei-
genschaft allein deshalb zuzuerkennen, weil diese 
zuvor durch eine Entscheidung eines anderen Mit-
gliedstaats als Flüchtling anerkannt worden war, 

sie jedoch diese Entscheidung und die ihr zu-
grunde liegenden Anhaltspunkte bei der Prüfung 
des Asylantrags in vollem Umfang berücksichtigen 
muss. Im vorliegenden Fall lehnte das Bundesamt 
für Migration und Flüchtlinge den Antrag einer sy-
rischen Staatsangehörigen auf Zuerkennung der 
Flüchtlingseigenschaft, der 2018 in Griechenland 
die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt worden war, 
ab und gewährte ihr stattdessen subsidiären 

https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Asylverfahren/20240607_Stellungnahme_FRNRW.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Asylverfahren/20240607_Stellungnahme_FRNRW.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Zahlen_und_Fakten/20240611_Hintergrundpapier_zum_Monitoring_rechter_rassistischer_antisemitischer_Gewalt_2023_OBR_und_BackUp__2_.pdf
https://www.ggua.de/fileadmin/downloads/Bezahlkarte/Aufruf_Keine_Bezahlkarte_in_Muenster_final.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Aus_den_Initiativen/20240412_Anschreiben_Bezahlkarte_Koeln.pdf
https://www.openpetition.de/petition/online/selbstbestimmung-statt-bezahlkarte
https://www.openpetition.de/petition/online/selbstbestimmung-statt-bezahlkarte
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287222&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=5003554
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Schutz. Das angerufene VG bestätigte diese Ent-
scheidung. Die Klägerin legte daraufhin Revision 
beim Bundesverwaltungsgericht (BVerwG) ein und 
argumentierte, dass Deutschland an die Entschei-
dung der griechischen Behörden gebunden sei. 
Das BVerwG wandte sich mit dieser Frage zur Vor-
abentscheidung an den EuGH. Dieser führte aus, 
dass die zuständige Behörde eines Mitgliedstaats, 
wenn sie von der Befugnis, einen Antrag auf inter-
nationalen Schutz als unzulässig abzulehnen, kei-
nen Gebrauch machen kann, weil die Antragstelle-
rin in einem anderen Mitgliedstaat, der ihr bereits 
einen solchen Schutz zuerkannt hat, der ernsthaf-
ten Gefahr einer unmenschlichen oder erniedri-
genden Behandlung im Sinne von Art. 4 der Charta 
ausgesetzt wäre, eine neue individuelle, vollstän-
dige und aktualisierte Prüfung dieses Antrags vor-
nehmen muss. Dabei muss sie allerdings auch die 
Anhaltspunkte in vollem Umfang berücksichtigen, 
die von dem zuvor anerkennenden Mitgliedstaat 
festgestellt wurden.  
 
EuGH: Ungarn wegen Vertragsverletzung im Be-
reich Asyl zu Millionenstrafe verurteilt   
Mit Urteil vom 13.06.2024 in der Rechtssache 
C‑123/22 hat der Europäische Gerichtshof (EuGH) 
Ungarn in einem von der Europäischen Kommis-
sion eingeleiteten Verfahren wegen „schwerer 
Verletzung“ des Unionsrechts im Bereich Asyl zur 
Zahlung einer hohen Geldstrafe verurteilt. Der 
EuGH stellte fest, dass Ungarn nicht alle Maßnah-
men ergriffen hat, die sich aus dem Urteil vom 
17.12.2020 (C‑808/18) ergeben, u. a. die Ermögli-
chung der wirksamen Ausübung des Rechts, einen 
Antrag auf internationalen Schutz zu stellen. Der 
EuGH sieht in der systematischen Verhinderung 
des Zugangs zum Verfahren auf internationalen 
Schutz die Anwendung der gemeinsamen Politik 
im Bereich Asyl gefährdet. Dies und die weiteren 
Verstöße beeinträchtigen sowohl das öffentliche 
Interesse als auch die Interessen von Drittstaats-
angehörigen, die internationalen Schutz beantra-
gen möchten, schwerwiegend. In Anbetracht der 
außergewöhnlichen Schwere der Verstöße und 
der mangelnden loyalen Zusammenarbeit verur-
teilt der EuGH Ungarn daher dazu, einen Pauschal-
betrag in Höhe von 200 Mio. Euro sowie ab der 
Verkündung des vorliegenden Urteils bis zur Um-
setzung des Urteils vom 17.12.2020 ein tägliches 
Zwangsgeld von insgesamt 1 Mio. Euro an die Eu-
ropäische Kommission zu zahlen. 

EuGH: Flüchtlingsstatus für staatenlose Palästi-
nenserinnen bei unzureichender UNRWA-Unter-
stützung  
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat in einem 
Vorabentscheidungsverfahren mit Urteil vom 
13.06.2024 (Rechtssache C‑563/22) entschieden, 
dass staatenlose Palästinenserinnen als Flücht-
linge anerkannt werden können, wenn das Hilfs-
werk der Vereinten Nationen für palästinensische 
Flüchtlinge im Nahen Osten (UNRWA) kein Min-
destmaß an Sicherheit und menschenwürdige Le-
bensbedingungen gewähren kann. Im vorliegen-
den Fall hatten eine Mutter und ihre minderjäh-
rige Tochter aus den palästinensischen Gebieten 
2018 in Bulgarien Asyl beantragt. Ihr Antrag 
wurde mit der Begründung abgelehnt, dass sie 
nicht nachweisen konnten, den Gazastreifen aus 
Angst vor Verfolgung verlassen zu haben. Auch ein 
Folgeantrag wurde im Mai 2021 abgelehnt, da sie 
freiwillig das Einsatzgebiet der UNRWA verlassen 
und damit auf deren Beistand verzichtet hätten. 
Das bulgarische Gericht bat den EuGH u. a. um 
Klärung der Frage, wann der Beistand oder Schutz 
der UNRWA gegenüber einer Antragstellerin als 
nicht länger gewährt anzusehen ist, so dass ihr ge-
mäß der Qualifikationsrichtlinie automatisch der 
Flüchtlingsstatus zuerkannt werden muss. Nach 
dem EuGH ist dies der Fall, wenn die UNRWA aus 
irgendeinem Grund, auch aufgrund der allgemei-
nen Lage in ihrem Operationsgebiet, nicht in der 
Lage ist, der betroffenen Palästinenserin men-
schenwürdige Lebensbedingungen zu bieten, und 
wenn die Palästinenserin im Falle ihrer Rückkehr 
in das Operationsgebiet in einer sehr unsicheren 
persönlichen Lage wäre. Die Verwaltungsbehör-
den und Gerichte müssen daher jeden Antrag auf 
internationalen Schutz individuell prüfen.  
 
EuGH: Flüchtlingsstatus für Frauen, die die 
Gleichstellung der Geschlechter vertreten 
Mit Urteil vom 11.06.2024 hat der Europäische 
Gerichtshof (EuGH) in der Rechtssache C‑646/21 
entschieden, dass Frauen, die sich mit dem Wert 
der Gleichheit von Frauen und Männern identifi-
zieren, auch wenn sie diese Identifikation erst 
während ihres Aufenthalts in einem Mitgliedstaat 
entwickelt haben, als einer „bestimmten sozialen 
Gruppe“ angehörig betrachtet werden können. Im 
konkreten Fall ging es um zwei irakische Mädchen, 
die seit 2015 in den Niederlanden leben und de-
ren ursprüngliche Anträge auf internationalen 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=F8DB6CE73C409ACDBCB2976C06238C89?text=&docid=287062&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=2576511
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:62018CJ0808
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=287065&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=4109970
https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=286987&pageIndex=0&doclang=DE&mode=lst&dir=&occ=first&part=1&cid=4116155
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Schutz abgelehnt wurden. In ihren, erfolglos ge-
bliebenen, Folgeanträgen argumentierten sie, 
dass sie die Werte der Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern angenommen hätten und 
bei einer Rückkehr in den Irak verfolgt würden, da 
sie sich nicht an die dortigen gesellschaftlichen 
Regeln anpassen könnten. Im Klageverfahren er-
suchte das zuständige niederländische Gericht 
den EuGH um entsprechende Auslegung der Qua-
lifikationsrichtlinie. Der EuGH stellte fest, dass bei 
der Prüfung eines Antrags, der auf den Verfol-
gungsgrund „Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
sozialen Gruppe“ gestützt wird, ein langfristiger 
Aufenthalt in einem Mitgliedstaat berücksichtigt 
werden kann, und zwar vor allem dann, wenn er 
in einen Zeitraum fällt, der für die minderjährige 
Antragstellerin identitätsbildend ist. 
 
VG Düsseldorf: Nichtigkeit von § 15 Abs. 9 Zu-
stAVO NRW  
Mit Beschluss (Az.: 8 L 413/23) vom 28.05.2024 
entschied das Verwaltungsgericht (VG) Düssel-
dorf, dass § 15 Abs. 9 der Zuständigkeitsverord-
nung NRW (ZustAVO NRW) wegen Verstoßes ge-
gen das Willkürverbot und den Gleichheitssatz des 
Art. 3 Abs. 1 GG materiell rechtswidrig und damit 
unwirksam ist. Antragsteller im vorliegenden Fall 
war ein tadschikischer Staatsangehöriger, der 
2019 wegen Mitgliedschaft in einer terroristischen 
Vereinigung verurteilt und von einer nordrhein-
westfälischen Ausländerbehörde ausgewiesen und 
mit einem Einreise- und Aufenthaltsverbot belegt 
worden war. Der Antragsteller beantragte im Eil-
rechtsschutzverfahren die Wiederherstellung der 
aufschiebenden Wirkung seiner Klage. Das VG 
Düsseldorf befand den Antrag als begründet, da 
die Ausländerbehörde für ausländerrechtliche 
Maßnahmen gegenüber dem Antragsteller sach-
lich nicht zuständig war. Dies begründet sich da-
rin, dass § 15 Abs. 9 ZustAVO NRW materiell 
rechtswidrig und damit unwirksam ist. Die Vor-
schrift ist nicht mit höherrangigem Recht verein-
bar, weil sie die Grenzen der ihr zugrundeliegen-
den Verordnungsermächtigung überschreitet und 
darüber hinaus dem Bestimmtheitsgebot des Art. 
20 Abs. 3 GG nicht genügt. Das Gericht bemängelt, 
dass im vorliegenden Fall keine klaren Kriterien 
für die Übertragung der Zuständigkeit an die Zent-
rale Ausländerbehörde zu erkennen sind, wodurch 
keine gerichtliche Überprüfung möglich ist. Dies 

führt zu einer unklaren und möglicherweise will-
kürlichen Auslegung und Anwendung der Vor-
schrift, was gegen rechtsstaatliche Prinzipien ver-
stößt. 
 
VG Köln: Keine Dublin-Überstellungen in die 
Schweiz bei teilweiser Ablehnung von Asylanträ-
gen 
Das Verwaltungsgericht (VG) Köln hat in einem 
Beschluss vom 24.05.2024 (Az.: 22 L 775/24.A) die 
aufschiebende Wirkung der Klage gegen eine Ab-
schiebungsanordnung des Bundesamts für Migra-
tion und Flüchtlinge (BAMF) angeordnet, da im 
vorliegenden Fall die Schweiz nicht zuständig ist. 
Sowohl das BAMF als auch die Schweizer Behör-
den waren der Ansicht, dass die Zuständigkeit für 
das Asylverfahren aufgrund von Art. 18 Abs. 1 lit. 
d) Dublin III-VO bei der Schweiz liege. Das VG 
stellte jedoch fest, dass im aktuellen Fall die Tat-
bestandsvoraussetzungen von Art. 18 Abs. 1 lit. d) 
Dublin III-VO nicht vorliegen. Die Schweizer 
Asylbehörden hatten den Antrag des Antragstel-
lers abgelehnt, allerdings nur hinsichtlich der Zu-
erkennung der Flüchtlingseigenschaft, nicht je-
doch hinsichtlich der ebenfalls beantragten Zuer-
kennung des subsidiären Schutzstatus. Dies be-
gründet sich darin, dass das schweizerische Asyl-
system das Institut des subsidiären Schutzstatus 
nicht kennt. Jedoch wird der Begriff des „Antrags“ 
in Art. 2 lit. b) Dublin III-VO als das Ersuchen einer 
Antragstellerin um die Zuerkennung der Flücht-
lingseigenschaft oder die Gewährung des subsidiä-
ren Schutzstatus definiert. Die Schweiz hat den 
Antrag im Sinne von Art. 18 Abs. 1 lit. d) Dublin III-
VO daher nicht vollständig abgelehnt und ist nicht 
zur Wiederaufnahme des Antragstellers verpflich-
tet.  
 
Aktualisierte Anwendungshinweise des BMI zum 
vorübergehenden Schutz 
Das Bundesinnenministerium (BMI) hat am 
30.05.2024 eine aktualisierte Version der ergän-
zenden Hinweise zur Umsetzung des Durchfüh-
rungsbeschlusses des Rates zur Feststellung des 
Bestehens eines Massenzustroms im Sinne des Ar-
tikels 5 der Richtlinie 2001/55/EG und zur Einfüh-
rung eines vorübergehenden Schutzes vom 
05.09.2022 veröffentlicht. Ausführliche Hinweise 
gibt es zum Tatbestand und betroffenen Perso-
nenkreis (Ziffer 1-7) und zum Verwaltungsverfah-

https://www.justiz.nrw/nrwe/ovgs/vg_duesseldorf/j2024/8_L_413_23_Beschluss_20240528.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Dublin/20240531_Beschluss_Keine_Dublin-UEberstellungen_in_die_Schweiz_bei_teilweiser_Ablehnung_von_Asylantraegen.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Aufenthalt/20240612_Schreiben_BMI_UA_469-2024-A.pdf
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ren (Ziffer 8). Unter anderem geht aus den Hin-
weisen hervor, dass Drittstaatsangehörige und 
Staatenlose, die in der Ukraine keinen Schutzsta-
tus hatten oder kein unbefristetes Aufenthalts-
recht besaßen, ab dem 05.06.2024 keine Aufent-
haltserlaubnis nach § 24 mehr erhalten. Die Aus-
länderbehörden sollen diese Personen auf das 
Asylverfahren verweisen. Bereits erteilte Aufent-
haltserlaubnisse nach § 24 AufenthG behalten je-
doch bis zum 04.03.2025 ihre Gültigkeit. Zudem 
können ukrainische Staatsangehörige, die sich in 

Deutschland mit einem anderen Aufenthaltstitel 
als nach § 24 AufenthG oder mit Duldung befin-
den, einen Antrag auf eine Aufenthaltserlaubnis 
nach § 24 AufenthG stellen, unabhängig davon, 
wann die Einreise erfolgte. Das BMI weist zudem 
darauf hin, dass aus der Ukraine geflüchtete Per-
sonen darüber aufgeklärt werden sollen, dass sie 
an Stelle eines Schutzstatus auch eine Aufent-
haltserlaubnis zu Ausbildung-, Studien- oder Er-
werbszwecken erhalten können. 

Zahlen und Statistik

Asylgeschäftsstatistik des BAMF für Mai 2024 
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) hat am 07.06.2024 die Asylgeschäftssta-
tistik für Mai 2024 veröffentlicht. Daraus geht her-
vor, dass im letzten Monat insgesamt 18.755 Asyl-
anträge gestellt wurden, davon 17.231 Erstan-
träge und 1.524 Folgeanträge. Die Zahl der Asyler-
stanträge sank damit gegenüber dem Vormonat 
April um 1,5 % und im Vergleich zum Vorjah-
resmonat um 21,5 %. Hauptherkunftsländer wa-
ren Syrien mit 5.280 Erstanträgen (-5,7 % im Ver-
gleich zum Vormonat), Afghanistan mit 2.937 Er-
stanträgen (Vormonat: +1,5 %) und die Türkei mit 
1.875 Erstanträgen (Vormonat: -4,6 %). Im Mai 
2024 wurden die Asylverfahren von 24.786 Perso-
nen (22.489 Erst- und 2.297 Folgeanträge) vom 
Bundesamt entschieden. Die (unbereinigte) Ge-
samtschutzquote lag im Zeitraum Januar bis Mai 
bei 46,8 %, was einer Abnahme um 4,6 Prozent-
punkte im Vergleich zum Vorjahreswert ent-
spricht. Für Syrien mit 44.254 Entscheidungen lag 
die Gesamtschutzquote bei 84,9 %, für Afghanis-
tan mit 19.685 Entscheidungen bei 76,1 % und für 
die Türkei mit 17.741 Entscheidungen bei 8,6 %.  

Juni-Newsletter des MKJFGFI zu Entwicklungen 
im Bereich Flucht 
Das Ministerium für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration des Landes 
Nordrhein-Westfalen (MKJFGFI) hat am 
18.06.2024 seinen monatlichen Newsletter zu den 
Entwicklungen im Bereich Flucht in NRW veröf-
fentlicht. Demnach sind 2024 bis Ende Mai insge-
samt 20.623 Asylerstanträge in NRW gestellt wor-
den. Die (unbereinigte) Gesamtschutzquote lag in 
NRW bei 53,8 %. Insgesamt 3.377 Personen sind 
im Mai über das EASY-Verfahren auf NRW verteilt 
worden. Im Mai sind 2.552 (Tagesschnitt: 82) und 
im Juni bis zum 17.06.2024 1.515 (Tagesschnitt: 
89) Zugänge in die Landeserstaufnahmeeinrich-
tung registriert worden. Die Auslastung der Erst-
aufnahmeeinrichtungen betrug am 18.06.2024 50 
% und die der Zentralen Unterbringungseinrich-
tungen einschließlich Notunterkünfte 71 %. Insge-
samt stehen in Landesaufnahmeeinrichtungen 
zum Stand 17.06.2024 34.524 aktive Plätze zur 
Verfügung.

 

Materialien 

Fachliche Empfehlungen der Arbeitsagentur zur 
Arbeitsmarktintegration von Flüchtlingen mit Ar-
beitsmarktzugang 
Die Agentur für Arbeit hat fachliche Empfehlun-
gen zur Arbeitsmarktintegration von Flüchtlingen 
mit Arbeitsmarktzugang (Stand: Dezember 2023) 
veröffentlicht, in der die wesentlichen Phasen des 
Integrationsprozesses und die entsprechenden 

Handlungsmöglichkeiten für Mitarbeiterinnen in 
Arbeitsagenturen und Jobcentern beschrieben 
werden. Der Fokus liegt auf geflüchteten Perso-
nen im Rechtskreis SGB II, insbesondere solchen 
mit Erstqualifikation.  
 

https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/AsylinZahlen/aktuelle-zahlen-mai-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Statistik/AsylinZahlen/aktuelle-zahlen-mai-2024.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.mkjfgfi.nrw/system/files/media/document/file/2024-06-newsletter-des-mkjfgfi-entwicklungen-im-bereich-flucht.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Arbeit_Bildung/anlage-fachliche-empfehlungen-zur-weisung-202401004_ba046547.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Arbeit_Bildung/anlage-fachliche-empfehlungen-zur-weisung-202401004_ba046547.pdf
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Aktualisierung der Bundesländer Fact-Sheets zur 
Sicherung der Arbeitskräftebedarfe in Fachkraft-
berufen 
Die Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) hat ihre Bundes-
länder Fact-Sheets (Stand: Mai 2024) zur 2021 
veröffentlichten Studie „Ohne sie geht nichts 
mehr“, zum Beitrag von Migrantinnen und Flücht-
linge zur Sicherung der Arbeitskräftebedarfe in 
Fachkraftberufen, aktualisiert. Die Anzahl an Mig-
rantinnen und Flüchtlingen in Fachkraftberufen 
sei im Jahr 2022 auf insgesamt über 2,1 Millionen 
gestiegen, was einem Anteil von 11,9 % an allen 
Beschäftigten in Fachkraftberufen entspreche. 
2022 hätten deutschlandweit 85,0 % aller Migran-
tinnen und 82,0 % der Flüchtlinge eine Ausbildung 
in einem Engpassberuf begonnen und würden so-
mit insbesondere in den am Arbeitsmarkt beson-
ders stark nachgefragten Berufen einen wichtigen 
Beitrag zur langfristigen Fachkräftesicherung leis-
ten.  
 
Arbeitshilfe zum Fachkräfteeinwanderungsgesetz  
Der Paritätische Gesamtverband hat am 
05.06.2024 eine Arbeitshilfe zum Fachkräfteein-
wanderungsgesetz 2.0 mit einem Überblick über 
„die wichtigsten rechtlichen Regelungen für Auf-
enthalte zum Zwecke der Arbeit, des Studiums 
oder der Ausbildung“ veröffentlicht. Es sollen 
Möglichkeiten und Grenzen der gesetzlichen Än-
derungen verdeutlicht und Beratungskräften eine 
möglichst praxisnahe Unterstützung im Bera-
tungsalltag geboten werden. 
 
SVR Policy-Brief zum Gesetz zur Modernisierung 
des Staatsangehörigkeitsrechts 
Der Sachverständigenrat für Integration und Mig-
ration (SVR) hat am 20.06.2024 seinen Policy-Brief 
„Neue Wege, neue Hürden? Die Staatsangehörig-
keitsrechtsreform und mögliche Folgen für Behör-
den und vulnerable Gruppen“ (Stand: Januar 
2024) veröffentlicht, in dem untersucht wird, wel-
che praktischen Auswirkungen die mit dem am 
27.06.2024 in Kraft getretenen Gesetz zur Moder-
nisierung des Staatsangehörigkeitsrechts einher-
gehenden Verschärfungen für Betroffene und Be-
hörden haben können. Es sei davon auszugehen, 
dass die Neuregelung die Gefahr der mittelbaren 
bzw. unmittelbaren Diskriminierung von vulnerab-
len Gruppen, beispielsweise von Alleinerziehen-
den (vor allem Frauen) und Menschen mit Behin-
derungen mit sich bringen werde, da zukünftig 

Ausländerinnen mit Sozialleistungsbezug, auch 
wenn sie diesen nicht selbst zu vertreten haben, 
keinen Anspruch mehr auf Einbürgerung haben. 
Zudem sei aus diesem Grund auch ein Anstieg der 
Anträge zu erwarten, über die im Ermessen ent-
schieden wird, was mit einem höheren Prüfauf-
wand für die ohnehin überlasteten Behörden ein-
hergehen könne.  
 
Analyse zu Ab- und Rückwanderungsprozessen 
aus/nach Deutschland 
Die Friedrich-Ebert-Stiftung (FES) hat eine Analyse 
(Stand: Juni 2024) der Daten- und Forschungslage 
zu Ab- und Rückwanderungsprozessen von Zuge-
wanderten aus/nach Deutschland veröffentlicht, 
in der die Komplexität dieser Prozesse aufgezeigt 
werden soll. Die Ergebnisse zeigen u. a., dass viele 
Zugewanderte innerhalb von vier Jahren wieder 
auswandern. So seien zwischen 2015 und 2022 
12,465 Millionen Personen ohne deutsche Staats-
angehörigkeit nach Deutschland gekommen, je-
doch im gleichen Zeitraum 7,142 Millionen zuge-
wanderte Personen wieder abgewandert. Die 
meisten würden innerhalb von vier Jahren wieder 
auswandern, seien jung und im erwerbsfähigen 
Alter. Die Gründe für Zu- und Abwanderung seien 
vielfältig und oft miteinander verknüpft. Berufli-
che Gründe seien häufig für die Zuwanderung aus-
schlaggebend, während mangelnde soziale In-
tegration und auch berufliche Motive, z. B. Ar-
beitslosigkeit bzw. Beschäftigungsende, Beendi-
gung des Studiums bzw. der Ausbildung und ein 
Mangel an passenden Beschäftigungen, oft zur 
Abwanderung führen würden.  
 
Länderkurzinformation zur Situation von LSB-
TIQ*-Personen im Kosovo  
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) hat eine Länderkurzinformation zum Ko-
sovo (Stand: April 2024) veröffentlicht, in der es 
über die dortige rechtliche und humanitäre Lage 
von LSBTIQ*-Personen informiert. Im Kosovo sei 
eine Diskriminierung aufgrund sexueller Orientie-
rung und Geschlechtsidentität in allen Lebensbe-
reichen verboten. Allerdings variiere die Durchset-
zung dieser Gesetze. Aktuell existiere kein stan-
dardisiertes Verwaltungsverfahren, mit dem Ein-
zelpersonen die Geschlechtskennzeichnung in 
Ausweisdokumenten ändern könnten, zudem sei 
eine Gesetzesänderung zur rechtlichen Anerken-
nung gleichgeschlechtlicher Paare vom Parlament 

https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Zahlen_und_Fakten/20240610_Bundeslaender_Facs_Sheets_Ohne_sie_geht_nichts_mehr.pdf
https://www.der-paritaetische.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/doc/broschuere_FEG-2024_web.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Zahlen_und_Fakten/20240620_Neue-Wege-neue-Huerden-final-mit-Navi.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Zahlen_und_Fakten/20240611_Auf_Wiedersehen_Analyse.pdf
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Behoerde/Informationszentrum/Laenderkurzinformationen/2024/laenderkurzinfo-kosovo-sogi-04-24.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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im Jahr 2023 abgelehnt worden. In den letzten 
Jahren habe sich der gesetzliche Schutz von LSB-
TIQ*-Personen verbessert. Die Regierung biete zu-
dem Sensibilisierungsschulungen für Staats- und 
Polizeibedienstete sowie Lehrkräfte an. Human 
Rights Watch kritisiere jedoch die langsame Reak-
tion auf Strafanzeigen und die Verzögerung des 
Baus einer speziellen Schutzunterkunft für LSB-
TIQ*-Personen in Pristina.  
 
Bericht über Menschenrechte von LSBTIQ*-Per-
sonen weltweit 
In dem am 30.05.2024 von ILGA World veröffent-
lichten Bericht „Laws On Us – A Global Overview 
of Legal Progress and Backtracking on Sexual Ori-
entation, Gender Identity, Gender Expression, and 
Sex Characteristics“ (Stand: Juni 2024) werden 
rechtliche Entwicklungen bezüglich sexueller Ori-
entierung, Geschlechtsidentität, Geschlechtsaus-
druck und Geschlechtsmerkmale zwischen Januar 
2023 und April 2024 in UN- und Nicht-UN-Mit-
gliedsstaaten dokumentiert. Die Untersuchung 
zeigt, dass ein Drittel der weltweiten Staaten (32 
%) weiterhin einvernehmliche gleichgeschlechtli-
che sexuelle Handlungen kriminalisiere. Trotz ei-
ner Zunahme von Gesetzen zur Stärkung des 
Schutzes von LSBTIQ*-Rechten existiere in jedem 
UN-Mitgliedstaat weiterhin eine beständige Oppo-
sition in allen rechtlichen Debatten zu den ge-
nannten Themen. 
 
Studie zum Umgang mit Staatenlosigkeit  
Der Sachverständigenrat für Integration und Mig-
ration (SVR) hat am 25.06.2024 eine Studie „Kein 
Pass. Nirgends? Politische, rechtliche und verwal-
tungspraktische Ansätze im Umgang mit Staaten-
losigkeit“ (Stand: März 2024) veröffentlicht, in der 
die Verwaltungspraxis in deutschen Behörden im 
Umgang mit Staatenlosigkeit beschrieben und zu-
dem aufgezeigt wird, wie der Status quo verbes-
sert und Herausforderungen überwunden werden 
können. Derzeit würden Menschen, bei denen die 
Staatenlosigkeit nicht nachgewiesen ist oder die 
potenziell Angehörige eines anderen Staates sind, 
oft als Personen mit ungeklärter Staatsangehörig-
keit eingestuft. Dieser Begriff sei nicht rechtlich 
definiert und führe zu eingeschränkten Mobilitäts- 
und Teilhabemöglichkeiten. Um die Situation zu 
verbessern, empfehlen die Autorinnen eine An-
passung der gesetzlichen und verwaltungsrechtli-

chen Regelungen. Zudem sei dringend die Ent-
wicklung eines zentralen Feststellungsverfahrens 
für Staatenlosigkeit erforderlich, das klare Zustän-
digkeiten, Mitwirkungspflichten und Fristen defi-
niert und im Aufenthaltsgesetz verankert wird. 
  
Kurzanalyse zum Institutionenvertrauen von 
Flüchtlingen  
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) hat am 23.05.2024 eine Kurzanalyse „In-
stitutionenvertrauen Geflüchteter in Deutschland“ 
(Stand: April 2024) veröffentlicht, in der das Ver-
trauen von Flüchtlingen, die zwischen 2013 und 
2019 nach Deutschland gekommen sind, in deut-
sche Institutionen im Vergleich zu Zugewanderten 
ohne Fluchterfahrung und Personen ohne Migrati-
onshintergrund untersucht wird. Die Analyse 
zeige, dass Schutzsuchende deutschen Institutio-
nen deutlich mehr Vertrauen entgegenbringen als 
die Vergleichsgruppen. Dabei hänge das Institutio-
nenvertrauen von Flüchtlingen mit demografi-
schen und sozioökonomischen Merkmalen, der 
Zufriedenheit mit dem eigenen Einkommen und 
dem politischen Interesse zusammen. Zudem wür-
den alle Zugewanderten die demokratische Lage 
im Herkunftsland als Referenzrahmen für die Be-
wertung der deutschen Institutionen heranziehen. 
Für Menschen aus weniger demokratischen Län-
dern falle das Institutionenvertrauen größer aus.  
 
Studie zum Einfluss regionaler politischer Präfe-
renzen auf Asylentscheidungen 
Am 06.03.2024 wurde eine Studie „How regional 
attitudes towards immigration shape the chance 
to obtain asylum: Evidence from Germany” des 
Forschungsinstituts Gesellschaftlicher Zusammen-
halt veröffentlicht, in der die Autorinnen untersu-
chen, ob Mitarbeiterinnen des Bundesamts für 
Migration und Flüchtlinge (BAMF) bei Entschei-
dungen über Asylanträge, den politischen Präfe-
renzen der regionalen Bevölkerung oder der regi-
onalen Regierung nachgeben. Die Ergebnisse der 
Studie zeigen, dass politische Voreingenommen-
heit in den Asylentscheidungsprozess einfließe 
und die Chance auf eine Asylgewährung beein-
flusse. Auf Basis der Resultate empfehlen die Au-
torinnen u. a., Sachbearbeiterinnen des BAMF re-
gelmäßig und einheitlich in der Beschaffung und 
Nutzung objektiver Informationen für die Bewer-
tung individueller Asylanträge zu schulen und im 

https://ilga.org/wp-content/uploads/2024/05/Laws_On_Us_2024.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Zahlen_und_Fakten/20240626_SVR-Studie_Umgang-mit-Staatenlosigkeit.pdf
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Forschung/Kurzanalysen/kurzanalyse2-2024-iab-bamf-soep-institutionsvertrauen.pdf?__blob=publicationFile&v=7
https://academic.oup.com/migration/advance-article/doi/10.1093/migration/mnae002/7623541?login=false
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Rahmen regelmäßiger Supervisionssitzungen po-
tenzielle (interne und externe) politische Vorein-
genommenheit bei Asylentscheidungen zu reflek-
tieren. Darüber hinaus könnte laut Autorinnen 
auch die verbindliche Einführung interner oder ex-
terner Überprüfungen von Asylentscheidungen 
helfen, die Willkür bei der Entscheidungsfindung 
zu begrenzen. 
 
Studie zur Anwendung der Richtlinie über den 
vorübergehenden Schutz 
Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge hat 
am 17.06.2024 eine Studie „Die Anwendung der 
Richtlinie über den vorübergehenden Schutz auf 
Geflüchtete aus der Ukraine in Deutschland“ 
(Stand: Januar 2024) veröffentlicht, in der neben 
der rechtlichen und verwaltungstechnischen Um-
setzung der Richtlinie 2001/55/EG in Deutschland 
der Zugang zu den unter der Richtlinie gewährten 
Rechten untersucht und der Umgang staatlicher 
Akteure mit den Herausforderungen der Flucht 

aus der Ukraine beleuchtet wird. Die Studie stellt 
den deutschen Beitrag zur Studie „Application of 
the Temporary Protection: challenges and good 
practices in 2023” des Europäische Migrations-
netzwerks (EMN) dar. 
 
Informationen und Beratung für Flüchtlinge mit 
Behinderung 
Das Projekt Crossrads von Handicap International 
hat auf seiner Website Broschüren mit Informati-
onen in neun Sprachen veröffentlicht, durch die 
Flüchtlinge mit einer Behinderung über ihre 
Rechte hinsichtlich Unterstützung und verschiede-
ner Hilfeleistungen informiert werden sollen. Zu-
dem bietet das Projekt auch eine telefonische, 
kostenlose Erst- und Orientierungsberatung für 
geflüchtete Menschen mit Behinderung und 
ihre Angehörigen. Die Beratung erfolgt auf ukrai-
nischer sowie russischer Sprache, für andere Spra-
chen können bei Terminvereinbarung Dolmet-
scherinnen hinzugezogen werden. 

Termine 

Protest und Aktion: Auf die Straße gegen den AfD-Bundesparteitag in Essen, 28.06. – 30.06.2024, Aufstehen 
gegen Rassismus Essen, Ort: Grugahalle, 45131 Essen, Informationen hier. 
 
Tagung: Ökumenischer Studientag Kirchenasyl, 29.06.2024, 10.00 - 16.00 Uhr, Evangelischer Kirchenkreis Du-
isburg, Ort: Kulturkirche Liebfrauen, König-Heinrich-Platz 3, 47051 Duisburg, Informationen und Anmeldung 
bis zum 24.06.2024 hier. 
 
Austausch und Vorträge: Wege zur Aufenthaltssicherung / Rückführungsverbesserungsgesetz und seine Fol-
gen, 29.06.2024, 11.00 - 16.00 Uhr, Flüchtlingsrat NRW, Ort: Stadtteilzentrum Q1, Halbachstr. 1, Bochum, In-
formationen hier. 
 
Buchvorstellung: Ausgrenzung, Entrechtung, Widerstände – Input zur Abschiebepraxis Nordrhein-Westfalens, 
01.07.2024, 19.00 Uhr, Flüchtlingshilfe Lippe e.V., Ort: Lippische Landeskirche, Leopoldstr. 27, 32756 Detmold, 
Informationen hier. 
 
Webinar: Deutsche Kolonialherrschaft im heutigen Namibia – Geschichte und Auswirkungen, 01.07.2024, 
20.00 – 21.00 Uhr, Grüne Fraktion NRW, Informationen und Anmeldung hier. 
 
Lesung und Diskussion: "Nach Deutschland: Fünf Menschen. Fünf Wege. Ein Ziel." mit Isabel Schayani, 
03.07.2024, 18.00 - 20.00 Uhr, Netzwerk Interreligiöses Friedensgebet Hagen, Ort: Emil Schumacher Museum, 
Museumspl. 1, 58095 Hagen, Informationen hier. 
 
Online-Vortrag und Diskussion: Islam und Homosexualität – ein schwieriges Verhältnis, 03.07.2024, 18.00 – 
20.30 Uhr, Evangelische Akademie im Rheinland / Maimonides Bildungswerk, Anmeldung und Informationen 
hier. 
 

https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/EMN/EMNDeutschlandPaper/emn-dp-1-2024-tpd-richtlinie-ukr-gefluechtete.pdf?__blob=publicationFile&v=10
https://home-affairs.ec.europa.eu/whats-new/publications/application-temporary-protection-directive-challenges-and-good-practices-2023_en
https://www.hi-deutschland-projekte.de/crossroads/informationsplattform/
https://www.hi-deutschland-projekte.de/crossroads/fuer-gefluechtete/beratung/
https://gemeinsam-laut.de/?lang=de
https://kirche-duisburg.de/inhalt/kirchenasyl
https://www.frnrw.de/top/austausch-und-vortraege-in-bochum-wege-zur-aufenthaltssicherung-rueckfuehrungsverbesserungsgesetz-und-seine-folgen.html
https://www.abschiebungsreporting.de/neues-buch-abschiebungen-in-nordrhein-westfalen-ausgrenzung-entrechtung-widerstaende-legt-nordrhein-westfaelische-abschiebepraxis-offen/
https://us06web.zoom.us/webinar/register/WN_SVBzx5sWQ1SFuPQlhug4Jw#/registration
https://www.osthausmuseum.de/web/de/esmh/veranstaltungen/veranstaltungen.html
https://ekir.zoom.us/meeting/register/u5wvceGtqz0jGdGXvT93q8jQYfeYArWFRCI8#/registration
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Filmveranstaltung: Exil Never Ends mit Regisseurin Bahar Bektaş, 06.07.2024, 18.00 Uhr, Cinema Münster, 
Ort: Warendorfer Straße 45-47, 48145 Münster, Informationen hier. 
 
Online-Austausch: Abschiebungen, 09.07.2024, 17.00 – 18.30 Uhr, Flüchtlingsrat NRW, Informationen und An-
meldung bis zum 07.07.2024 hier. 
 
Online-Austausch: Passbeschaffung, 11.07.2024, 17.30 – 19.00 Uhr, Flüchtlingsrat NRW, Informationen und 
Anmeldung bis zum 09.07.2024 hier. 
Tagung: Kein Raum für Antisemitismus und Muslimfeindlichkeit! – Wie der Nahostkonflikt Rassismus verschärft 
und was wir dagegen tun können, 17.07.2024, 9.00 – 16.15 Uhr, Internationales Bildung- und Begegnungswerk, 
Ort: Jugendgästehaus Adolph Kolping, Silberstr. 24-26, 44137 Dortmund, Informationen und Anmeldung hier. 
 
Online-Austausch: Strukturen ehrenamtlicher Flüchtlingsarbeit, 23.07.2024, 17.00 – 18.30 Uhr, Flüchtlingsrat 
NRW, Informationen und Anmeldung bis zum 21.07.2024 hier. 
 
Online-Schulung: Basisseminar Asylrecht, 30.07.2024, 17.00 – 20.00 Uhr, Flüchtlingsrat NRW, Informationen 
und Anmeldung bis zum 25.07.2024 hier. 
 
Festival: Fest der Vielen, 16.08. – 17.08.2024, Zentrum für Kultur Hochfeld, Rheinpark Duisburg, Informationen 
hier.  
 
Online-Impulsvortrag: Adoleszente Entwicklung im Kontext von Fluchterfahrungen, 27.08.2024, 18.00 – 20.00 
Uhr, Bundesforum Vormundschaft und Pflegschaft e.V., Informationen und Anmeldung hier. 
 
Basis-Workshop: Umgang mit geflüchteten Frauen*, die geschlechtsspezifische / sexualisierte Gewalt erlebt 
haben, 05.09.2024, 10.00 – 17.00 Uhr, Dachverband der autonomen Frauenberatungsstellen NRW e.V., Ort: 
Beginenhof Essen, Goethestr. 63-65, Informationen und Anmeldung hier. 
 
Online-Workshop: Sensibilisierung Rassismus und Diskriminierung in pädagogischen Kontexten, 11.09.2024, 
9.00 – 13.00 Uhr, Landesverband der Musikschulen in NRW, Informationen und Anmeldung hier. 
 

https://www.cinema-muenster.de/menu/programm/vorschau-sonderprogramm/exile-never-ends.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/09072024-online-austausch-abschiebungen.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/11072023-online-austausch-passbeschaffung.html
https://ibb-d.de/events/kein-raum-fuer-antisemitismus-und-muslimfeindlichkeit-wie-der-nahostkonflikt-rassismus-verschaerft-und-was-wir-dagegen-tun-koennen/
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/23072024-online-austausch-strukturen-ehrenamtlicher-fluechtlingsarbeit.html
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/30072024-online-schulung-basisseminar-asylrecht.html
https://festdervielen.de/
https://vormundschaft.net/fachveranstaltung/impulsvortrag-adoleszente-entwicklung-im-kontext-von-fluchterfahrungen/
https://www.frauenberatungsstellen-nrw.de/umgang-mit-gefluechteten-frauen-die-geschlechtsspezifische-sexualisierte-gewalt-erlebt-haben?show=single&termin=Do.%2005.09.24%2010:00%20bis%2017:00
https://heimat-musik.de/event/6769/

